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Öffentiiche und gewerbliche Nutzungen in Regierungsgebäuden in Beriin 


Der Umzug von Parlament und Bundesregierung nach Berlin hat begonnen. 
Die Hauptstadtplanung ist fast abgeschlossen, die Hauptstadtwerdung Ber- 
lins beginnt und wird ein dauerhafter Prozeß. Der Anspruch des Bundes, mit 
der Hauptstadtentscheidung für Berlin die deutsche Einheit zu vollenden, 
muß sich nunmehr in der Praxis bewähren. Eine wichtige Rolle spielt dabei 
die stadträumliche Integration der neuen Standorte von Parlament und Re- 
gierung. Bei einigen bereits fertiggestellten Gebäuden, zum Beispiel dem 
Erweiterungsbau des Auswärtigen Amts in der Werderstraße in Berlin- 
Mitte, sind keine öffentlich zugänglichen Nutzungen im Erdgeschoßbereich 
vorgesehen. 

National und international gibt es Beispiele für eine gelungene Verbindung 
von Verwaltungsfunktionen mit öffentlichen Nutzungen und Stadtleben. Die 
Staatskanzlei von Nordrhein-Westfalen hat Teilflächen in einem Büroge- 
bäude angemietet, in dem sich außerdem zahlreiche Firmen, Restaurants, 
Cafes und Geschäfte befinden. In Den Haag wird seit längerem die Öffnung 
der Erdgeschoß-Zonen von Regierungsgebäuden für gewerbliche Nutzungen 
vorangetrieben. Das Bundestagsgebäude Unter den Linden/Wilhelmstraße 
beherbergt unter anderem ein vielbesuchtes Cafe. 

Über die stadträumliche Integration hinaus wird so eine Möglichkeit eröff- 
net, zusätzliche Einnahmen für die öffentliche Hand zu erzielen. Auf diese 
Weise hätte die Bundesregierung die Chance, auf die Kritik an überteuerter 
und teilweise luxuriöser baulicher Ausgestaltung von Regierungsbauten zu 
reagieren. 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Integration der Re- 
gierungsbauten in das stadträumliche Umfeld durch öffentlich zu- 
gängliche Nutzungen und Zugänglichkeit und/oder Durchquerbarkeit 
von Innenhöfen verbessert werden kann? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungs- 
wesen vom 10. August 1999 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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Die größte städtebauliche Integrationswirkung geht von dem Beschluss 
der Bundesregierung aus, die Ministerien in Berlin zentral vor allem in 
bereits vorhandenen in das stadträumliche Umfeld integrierten Altbauten 
unterzubringen. Die Schaffung von öffentlich zugänglichen Nutzungen in 
den einzelnen Regierungsbauten findet ihre Grenzen in der vorhandenen 
Bausubstanz sowie in vorrangigem Sicherheitsinteresse insbesondere bei 
der Zugänglichkeit von Gebäudeteilen. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es sinnvoll ist, durch die 
Vermietung von Teilflächen in Regierungsbauten zusätzliche Einnahmen 
für den Bundeshaushalt zu erwirtschaften? 


Die Bundesregierung sieht es nicht als ihre Aufgabe an, in den für ihre 
Unterbringung vorgesehenen Gebäuden zusätzliche gewerblich zu nut- 
zende Flächen zum Zwecke der Erzielung von Mieteinnahmen zu schaf- 
fen. 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die oben dargestellten Beispiele für 
ergänzende Nutzungen in Regierungs- und Verwaltungsbauten? 


Die genannten Beispiele für ergänzende Nutzungen von Verwaltungsbau- 
ten sind interessant und durchaus vergleichbar der Anmietung von Teilflä- 
chen in einem Bürogebäude durch das Bundesministerium des Innern oder 
etwa der Einrichtung eines öffentlich zugänglichen Cafes im Erweiterungs- 
bau des Auswärtigen Amts. 


4. Inwieweit ist bei den Bauplanungen für Regierungs- und Verwaltungsge- 
bäude die Nutzung von Teilflächen für andere Zwecke berücksichtigt 
worden? 


Die genehmigten Raumprogramme der Regierungsbauten in Berlin bein- 
halten ausschließlich nutzerspezifische Anforderungen. Insofern sind Flä- 
chen für Fremdnutzungen bauplanerisch auch nicht berücksichtigt wor- 
den. Die vorhandenen räumlichen Angebote lassen jedoch grundsätzlich 
auch öffentliche Nutzungen mit kontrollierter Zugänglichkeit zu wie z. B. 
Seminare, Vorträge und Ausstellungen in Konferenzbereichen, Lichthöfen 
und Foyers. Über Art und Umfang der Angebote entscheiden die jeweili- 
gen Ressorts eigenverantwortlich. 


5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, nachträglich Flächen 
für andere Nutzungen in den Gebäuden und Innenhöfen anzubieten? 


Die Bundesregierung sieht auch aus Sicherheitsgründen keine Möglich- 
keit, nachträglich derartige Flächen anzubieten. 
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6. In welchen Regierungs- und Verwaltungsgebäuden stehen gegenwärtig 
Flächen für andere Nutzungen zur Verfügung und zu welchen Be- 
dingungen? 


Im Erweiterungsbau des Auswärtigen Amts am Friedrichswerderschen 
Markt wird ein öffentlich zugängliches Cafe eingerichtet. In sämtlichen 
Regierungsgebäuden sind Einrichtungen zur Betreuung von Besuchern 
vorgesehen. 


7. In welchen Regierungs- und Verwaltungsgebäuden stehen Räumlich- 
keiten für Veranstaltungen von Vereinen und Organisationen zur Verfü- 
gung und zu welchen Bedingungen? 


In den Regierungsgebäuden stehen Räumlichkeiten für die Nutzung aus- 
schließlich durch Dritte nicht zur Verfügung. Auf die Antwort zu Frage 4 
wird verwiesen. 



